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„Die Länder-Verhandler leben in einer Welt alternativer Fakten“
Im Tarifstreit mit den Ländern rufen
die Gewerkschaften die Landes-Be-
schäftigten in Rheinland-Pfalz dazu
auf, die Arbeit ganztägig niederzule-
gen. Wir sprachen mit dem Verdi-
Vorsitzenden Frank Werneke über
Streiks in Kliniken in Corona-Zeiten
und Forderungen nach einer Impf-
pflicht für bestimmte Berufe.

Herr Werneke, die Anzahl der Corona-
Neuinfektionen steigt rapide, viele
Krankenhäuser arbeiten wieder an
der Belastungsgrenze, Intensivstatio-
nen sind voll belegt. In dieser Lage ru-
fen Sie an Universitätskliniken zu
Warnstreiks auf. Was haben Sie sich
dabei gedacht?
Das ist eine Reaktion darauf, dass wir
es in den Verhandlungen mit der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder
(TdL) auf Arbeitgeberseite mit einer
Verhandlungsführung zu tun haben,
die in einer Welt alternativer Fakten
lebt. Die für die Verhandlungen zu-
ständigen Finanzminister erklären
uns und den Beschäftigten, dass es im
Gesundheitswesen gar keine Proble-
me gebe, auch keinen Personalman-
gel. Und die Bezahlung sei auch mehr
als ausreichend. Deshalb lehnen die
Länder es ab, die Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen, für die wir eine dau-
erhafte Zulage von 300 Euro verlan-
gen, besser zu bezahlen. Da ist doch
klar, dass die Beschäftigten reagieren
müssen. Denn diese Position der Län-
derseite ist schlicht kontrafaktisch.

Im Übrigen sehen natürlich auch
wir, dass die Belegungszahlen in den
Kliniken zum Teil kritisch sind. Des-
halb gibt es, wie in allen Tarifrunden,
Notdienstvereinbarungen. Intensiv-
stationen und Corona-Stationen wer-
den nicht bestreikt.

INTERVIEW: Verdi-Chef Frank Werneke zum derzeitigen Tarifstreit, Warnstreiks in Unikliniken und seinem Nein zu einer gruppenbezogenen Impfpflicht
Gleichwohl treffen die Streiks in erster
Linie nicht die Länder, sondern die
Kranken.
Die Erkrankten sind nicht negativ be-
troffen, das Wohl der Patientinnen
und Patienten hat für uns Priorität.
Möglicherweise werden bei Streikak-
tionen Patienten, deren Behandlung
aufschiebbar ist, nicht aufgenommen.
Das ist so, und wenn wir nicht mit ir-
gendeiner Wirkung in den Kranken-
häusern streiken würden, würde sich
letztlich die Arbeitgeberseite immer
durchsetzen.

Warum legen Sie einen Schwerpunkt
auf die Unikliniken?
Die Unikliniken sind nur ein Teil der
Streikbewegung, es gibt auch Aktio-
nen in anderen Bereichen – von Lehr-
kräften über die Polizei bis hin zu Ver-
waltung. Aber die Empörung über
den bisherigen Stand der Verhand-
lungen ist im Gesundheitswesen be-
sonders groß. Dass die Länder den
massiven Handlungsdruck dort igno-
rieren, wird als Respektlosigkeit
wahrgenommen.

Ihrer Forderung nach höheren Ein-
kommen stellen die Länder die Forde-
rung nach einer Reform des Entgelt-
systems entgegen.
Die entsprechenden Tarifverträge
wurden von der TdL übrigens nicht
gekündigt. Dennoch haben wir ange-
boten, über eine Clearingstelle offene
Eingruppierungsfragen zu erörtern,
das hat die TdL abgelehnt. Im Kern
geht es den Arbeitgebern darum, dass
bei jedem Wechsel und bei jeder Neu-
einstellung eine schlechtere Eingrup-
pierung erfolgen kann. Um es klar zu
sagen: Das ist mit uns nicht zu ma-
chen. Da wird schlicht versucht, ir-

gendeinen Stein in den Weg zu legen,
um von den tatsächlichen Themen
dieser Tarifrunde abzulenken.

Sie fordern fünf Prozent mehr Lohn.
Ärgert es Sie, dass Sie angesichts der
derzeit spürbaren Preissteigerungen
nicht noch mehr verlang haben?
Nein, als wir die Forderung im Som-
mer aufgestellt haben, sagten die Pro-
gnosen bereits eine Inflationsrate
oberhalb von vier Prozent für die
zweite Jahreshälfte voraus. Weil wir
Anfang des Jahres noch relativ mode-
rate Preissteigerungen hatten, wird
die Rate übers Jahr betrachtet bei un-
gefähr drei Prozent liegen. Da liegen
wir mit unserer Forderung deutlich
drüber. Aber klar ist auch, dass die
Spanne zwischen Forderung und ei-
nem Abschluss, der die Realeinkom-
men sichert, übersichtlich ist.

Am Samstag steht die dritte Verhand-
lungsrunde an. Wie geht es weiter,
wenn es dort keine Einigung gibt?

Jetzt warten wir erst einmal auf ein
Angebot der TdL. Im Übrigen zeigt der
Abschluss für Hessen, das nicht der
TdL angehört, dass eine Einigung
möglich ist. Für uns ist aber kein Ab-
schluss denkbar, in dem unsere For-
derung nach einer dauerhaft besse-
ren Bezahlung im Gesundheitswesen
nicht erfüllt wird. Ich darf nur daran
erinnern, dass wir uns im vergange-
nen Jahr mit den Kommunen genau
darauf geeinigt haben. Es geht also,
man muss es aber wollen, und leider
stehen die Länder bislang auf der
Bremse.

Derzeit wird über eine Impfpflicht für
bestimmte Berufsgruppen diskutiert.
Warum sträuben Sie sich gegen eine
solche Maßnahme?
Ich mache kein Hehl daraus, dass die-
se Frage auch unter unseren Mitglie-
dern in den betroffenen Bereichen
kontrovers diskutiert wird. Unter Ab-
wägung aller Argumente halte ich es
trotzdem für falsch, für die diskutier-
ten Gruppen eine Impfpflicht einzu-
führen. Nach allen vorliegenden Er-
kenntnissen ist der Anteil der Un-
geimpften in Gesundheits-, Pflege-
und Erziehungsberufen sehr gering.

Das heißt, die Anzahl der Geimpften
würde durch eine Impfpflicht kaum
größer werden. Stattdessen ist zu be-
fürchten, dass Menschen, die sich
nicht impfen lassen wollen, zumin-
dest vorübergehend aus diesen Beru-
fen aussteigen. Damit würde der Per-
sonalmangel verschärft. Eine Impf-
pflicht ist ein tiefer Eingriff in die Per-
sönlichkeitsrechte, und mir stellt sich
schon die Frage, ob es nicht andere
Mittel gibt, um die Pandemie einzu-
grenzen.

Woran denken Sie konkret?
Ich finde es falsch, dass die Feststel-
lung der pandemischen Notlage auf-
gehoben wird. Dadurch werden die
Möglichkeiten der Länder einge-
schränkt, die Pandemie zu bekämp-
fen. Zugleich finden Weihnachts-
märkte statt, wird die Karnevalssessi-
on eröffnet, herrscht in einigen Teilen
des gesellschaftlichen Lebens das
Prinzip des Laissez-faire. Das passt al-
les nicht zusammen.

Sie haben die hohe Impfquote in eini-
gen Bereichen angesprochen. Aber
dort haben wir es auch mit besonders
schutzbedürftigen Gruppen zu tun –
Alte, Kranke, Kinder. Muss nicht alles
getan werden, um das Risiko gerade
für diese Menschen so gering wie
möglich zu halten?
Natürlich muss alles zu deren Schutz
getan werden. Deshalb sollte es eine
tägliche Testung geben – und zwar für
alle. Die Testung von Besucherinnen
und Besuchern kann dann aber nicht
auch noch den Beschäftigten, bei-
spielsweise in der Altenpflege, über-
tragen werden. Es braucht hier eine
ausreichende personelle Verstär-
kung.| INTERVIEW: RALF JOAS

Für wen Cannabis riskant ist

VON STEFAN FISCHER

Die Liste liest sich nicht schön: Para-
noia, Panikattacken, eingeschränkte
kognitive Fähigkeiten, erhöhte Herz-
frequenz, niedriger Blutdruck, Schläf-
rigkeit, gesteigerter Appetit und Be-
einträchtigung der Fahrtüchtigkeit.
Das sind nur mögliche akute Auswir-
kungen von Cannabis-Konsum, die
der Fachverband Drogen- und Sucht-
hilfe in einer öffentlichen Stellung-
nahme aufzählt. Bei regelmäßigem
Cannabiskonsum könne es zudem zu
chronischen Folgen kommen, vor al-
lem erhöhe sich das Risiko psychi-
scher Störungen. „Cannabis ist nicht
harmlos“, bringt es Dr. Adam Paulig
auf den Punkt. Paulig ist Oberarzt an
der Fachklinik in Eußerthal (Südliche
Weinstraße), wo Suchtabhängige be-
handelt werden.

Eine entscheidende Rolle spielt al-
lerdings, wer konsumiert und wie er
oder sie das tut. „Je früher, je regelmä-
ßiger und je höher dosiert, desto
mehr Schäden können verursacht
werden“, erklärt Paulig.

Konkret muss man einen Unter-
schied machen zwischen Jugendli-
chen und Erwachsenen. Besonders
empfindlich für die Auswirkungen
der Droge sind die Jugendlichen, weil
bei ihnen die Hirnentwicklung noch
nicht abgeschlossen ist und der Rei-
fungsprozess beeinträchtigt werden
kann. Paulig berichtet von einer Stu-
die, die per MRT (Magnetresonanzto-
mographie) das Gehirn von 14-Jähri-
gen untersuchte, die Cannabis konsu-
mierten, und einer Vergleichsgruppe,
die das nicht tat. Nach fünf Jahren
wurde die MRT-Untersuchung wie-
derholt. Dabei habe sich gezeigt, dass
die Hirnrinde von Cannabis-Konsu-
menten weniger dick ist, dass weni-
ger Ausreifung stattgefunden hat als
bei der Vergleichsgruppe.

Zudem sei erwiesen, dass ein frü-
her Cannabis-Konsum den Bildungs-
erfolg gefährde. Die Gefahr eines
Schulabbruchs steige, berichtet der
Suchtmediziner von der im Pfälzer-
wald gelegenen Fachklinik, die in Trä-
gerschaft der Deutschen Renten-Ver-
sicherung ist.

Auch das Psychoserisiko sei um das
Zwei- bis Dreifache höher (vor allem
bei frühem und hoch dosiertem Kon-
sum). Man vermute allerdings, dass
es eine genetische Veranlagung für
Psychosen gebe, dass Cannabis also
nicht Ursache sei, sagt Paulig. Aber:
„Wenn ich diese Gene habe, aber kei-
ne Drogen konsumiere, ein gutes
Stressmanagement habe und geord-
net lebe, dann ist die Wahrscheinlich-
keit geringer, dass diese Psychose
ausbricht – trotz dieser Gene.“ Canna-
bis-Konsumenten hätten zudem ein
höheres Risiko, eine Angststörung,
Depressivität oder eine bipolare Stö-
rung zu entwickeln.

Die Ampel-Parteien planen nach Medienberichten, Cannabis zu Genusszwecken für Erwachsene zu legalisieren.
Während die politische Debatte dazu weitergeht, wissen Experten, wie das Hanfgewächs medizinisch einzuschätzen ist
und ob es eine Einstiegsdroge ist. Bei den Konsequenzen sind sich die Ärzte aber nicht einig.

Immerhin, Todesfälle sind durch
den Cannabis-Konsum keine doku-
mentiert. Und die Behauptung, das
Hanfgewächs sei eine Einstiegsdroge,
sei ein Mythos, sagen Mediziner. „Die
Einstiegsdrogen in Europa sind Alko-
hol, Tabak und Koffein“, verdeutlicht
Paulig. Nur ein Bruchteil der jugendli-
chen Konsumenten steige um auf an-
dere Drogen. In diesen Fällen liege es
dann aber eher an der Persönlich-
keitsstruktur des Einzelnen, seinem
Umfeld oder fehlendem familiären
Halt.

Erwachsene gehen generell ein ge-
ringeres Risiko ein, wenn sie Cannabis
konsumieren. Entwicklungsschäden
sind bei ihnen nicht zu erwarten, da
die Hirnreifung abgeschlossen ist. Da-
rauf hebt auch Professor Derik Her-
mann, Chefarzt des südpfälzischen
Therapieverbundes Ludwigsmühle,
in einer Stellungnahme für den Ge-
sundheitsausschuss des Bundestages
ab. Die Parlamentarier befassten sich
im Mai und Juni dieses Jahres mit der
Frage der Legalisierung von Cannabis.
Hermann gab dabei jeweils seine Ex-

pertise ab. So erwähnte er eine Studie,
die zeigte, dass eine Verminderung
des Intelligenzquotienten nur bei den
Personen vorlag, die vor dem 18. Le-
bensjahr mit mindestens wöchentli-
chem Cannabiskonsum begonnen
hatten. „Diese Defizite verschlechter-
ten sich bei weiterem Konsum zu-
sätzlich und bildeten sich nach einer
Cannabis-Abstinenz nicht vollständig
zurück.“ Wurde mit dem Konsum erst
im Erwachsenenalter begonnen, wur-
de der Intelligenzquotient nicht be-
einträchtigt.

Portugiesischer Weg
als Vorbild?
Cannabis, also kein Problem für Er-
wachsene? Oberarzt Paulig würde
das so nicht sagen: „Der Konsum birgt
wie bei anderen Drogen auch immer
die Gefahr, dass es nicht bei einem ri-
sikoarmen Konsum bleibt, sondern ir-
gendwann im Leben entgleist und in
eine Abhängigkeit mündet.“ Das sehe
man beim Alkohol gut, „weil der sehr
griffbereit ist“. Es gebe Menschen, die

lange Jahre verantwortlich konsu-
mierten, aber dann passiere etwas
Schlimmes im Leben wie Arbeitslo-
sigkeit, eine Trennung, Todesfälle.
„Und das bringt die Leute aus dem
Gleichgewicht.“

Wer angesichts der möglichen ge-
sundheitlichen Schäden erwartet
hätte, dass sich die Suchtmedizin klar
gegen eine Legalisierung von Canna-
bis ausspricht, sieht sich getäuscht.
Hermann beispielsweise plädiert in
seinen Stellungnahmen für den Bun-
destag eindeutig für eine Entkrimina-
lisierung. Sein Argument: Sozialar-
beiter und Psychologen könnten bes-
ser zu einer Verhaltensänderung mo-
tivieren als das Strafrecht. Als vorbild-
haft sieht er den Weg, den Portugal
beschreitet: „Die Dekriminalisierung
von Drogenkonsum in Portugal ist so
erfolgreich, weil sie das autoritäre
Strafrecht verlassen hat, ohne ein
Laissez-faire zuzulassen.“ Werde dort
eine Person mit einer geringen Dro-
genmenge erwischt, werde sie ver-
pflichtend an eine Kommission, be-
stehend aus Sozialarbeitern, Thera-

peuten und Juristen, vermittelt, „mit
dem Ziel, Drogenkonsumenten über
die Risiken von Drogen zu informie-
ren und sie zu einer Beendigung des
Konsums oder einem risikoarmen
Konsum zu bewegen“. Die Kommissi-
on könne Sanktionen wie Thera-
pieauflagen oder Sozialstunden an-
ordnen, wenn Drogenkonsumenten
Gespräche verweigerten oder verein-
barte Therapien vernachlässigen. Das
kommt laut Hermann aber selten vor.

Fachverband plädiert für
Entkriminalisierung
Auch der Fachverband Drogen- und
Suchthilfe hebt in seiner 2019 veröf-
fentlichten Stellungnahme Vorteile
der Entkriminalisierung hervor. Er ar-
gumentiert unter anderem damit,
dass dann „Produktsicherheit und
Produktqualität“ gewährleistet wer-
den könnten. Denn es habe sich ge-
zeigt, dass sich auf dem Schwarz-
markt „immer mehr Cannabissorten
etablieren, welche einen hohen THC-
bei gleichzeitig geringem CBD-Gehalt
aufweisen“. THC (Delta-9-Tetrahyd-
rocannabinol) hat eine psychotrope
(„high machende“) Wirkung, wäh-
rend CBD (Cannabidiol) beispielswei-
se psychotische Symptome verhin-
dern kann. Die Schwarzmarktware
wird also zunehmend gefährlich.

Es gibt allerdings keinen Konsens
unter Medizinern für eine Entkrimi-
nalisierung. So hält der Kinder- und
Jugendpsychiater Rainer Thomasius
die derzeitige Cannabispolitik in
Deutschland für erfolgreich. Der An-
teil der regelmäßigen Konsumenten
sei gering, der illegale Markt be-
grenzt, und es gebe gute Präventions-
und Hilfsangebote, sagte der Leiter
des Deutschen Zentrums für Sucht-
fragen des Kindes- und Jugendalters
am Universitätsklinikum Eppendorf
vor Kurzem der „Neuen Osnabrücker
Zeitung“. Thomasius fürchtet, dass
Schritte in Richtung Legalisierung
psychische Störungen und gesund-
heitliche Probleme vor allem bei Ju-
gendlichen verschärfen würden.

Der Suchtmediziner Paulig will sich
nicht dazu äußern, ob Cannabis ent-
kriminalisiert werden sollte. Das sei
eine politische Frage. So oder so sei
entscheidend, dass ausreichend Geld
und Personal für Prävention, Sucht-
hilfe und Suchtforschung mobilisiert
würden.

Einig sind sich die Mediziner in ei-
nem wesentlichen Punkt, den Lud-
wigsmühle-Chefarzt Hermann in
einer Stellungnahme für den Bundes-
tag so beschreibt: „Das Ziel der Dekri-
minalisierungsmaßnahmen ist das
gleiche wie bei einer restriktiven Dro-
genpolitik. Der Drogenkonsum soll so
gering wie möglich gehalten werden.
Lediglich die Methode, wie dieses Ziel
erreicht werden soll, ist eine andere.“

VON KARIM EL-GAWHARY

Der Militärchef im Sudan, Abdel Fa-
tah Burhan, drückt drei Wochen
nach seinem Putsch auf die „Rück-
gängig-machen-Taste“. Mit einem
gemeinsam unterzeichneten Ab-
kommen versuchen er und der von
ihm vor drei Wochen bei einem Mi-
litärputsch verhaftete Premiermi-
nister Abdallah Hamdok die politi-
sche Krise des Sudan beenden.

Sie unterschrieben das Dokument bei
einer feierlichen Zeremonie am Sonn-
tagnachmittag in Khartum. Hamdok
war wenige Stunden vor der Unter-
zeichnungszeremonie aus seinem
vom Militär verhängten Hausarrest
entlassen worden, als Truppen vor
seinem Haus abzogen.

Sudan: Militärchef
macht Putsch
rückgängig

In dem Abkommen, das 13 Punkte
umfasst, verpflichten sich beide Sei-
ten mehr oder weniger den Zustand
vor dem von Burhan angeführten Mi-
litärputsch am 25. Oktober wieder
herzustellen. Damals hatte Burhan
den Ausnahmezustand erklärt und
ein Machtteilungsabkommen für be-
endet erklärt, das nach dem Sturz des
Diktators Omar El-Baschir 2019 vom
Militär und der Opposition sowie Be-
rufsverbänden gemeinsam ausge-
handelt worden war.

Hamdok wird nach dem neuen Ab-
kommen vom Sonntag nun erneut als
Premier eingesetzt und soll eine Re-
gierung aus Technokraten bilden. Die
während des Putsches und in den
letzten drei Wochen verhafteten poli-
tischen Gefangenen, darunter viele
Kabinettsmitglieder der ehemaligen
zivilen Hamdok-Regierung, sollen
wieder freigelassen werden.

Unklar ist, wer oder was den Mili-
tärchef und Putschisten Burhan zum
Umdenken gebracht hat. Wahr-
scheinlich war es eine Mischung des
Drucks auf der Straße und der inter-
nationalen Kritik seines Putsches, der
sein Land in eine Sackgasse geführt
hat. Auch dessen regionale Unterstüt-
zer in den Arabischen Emiraten oder
in Ägypten könnten dem Militärchef
geraten haben, beizudrehen.

Völlig offen ist auch, wie die Anti-
Putsch-Bewegung, die seit drei Wo-
chen regelmäßig Hunderttausende
Menschen im ganzen Land zu De-
monstrationen mobilisiert hat, auf
dieses Abkommen reagieren wird.

Frank Werneke ist gegen
eine Impfpflicht für bestimm-
te Berufsgruppen.

FOTO: JENS KALAENE/DPA

Beschäftigte von Universitätskliniken, wie hier in Lübeck, beteiligen sich seit
Tagen an den Warnstreiks. FOTO: MARKUS SCHOLZ/DPA

Todesfälle sind durch den Konsum von Cannabis keine dokumentiert. FOTO: DANIEL KARMANN/DPA

Wieder an der Macht: Abdal-
lah Hamdok. FOTO: DPA




